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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. April 1959 

6 — 35203 — 2753/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Mietengesetzes 
für das Saarland (Saarmietengesetz) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Die Bundesrepublik, das Saarland und die Gemeinden werden 
durch die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat hat von den sich aus der Anlage 2 ergebenden 
Änderungsvorschlägen des Saarlandes Kenntnis genommen. 
Er hält es für notwendig, daß diese Anträge im weiteren Gang 
des Gesetzgebungsverfahrens sorgfältig geprüft und berech- 
tigte saarländische Interessen berücksichtigt werden. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Mietengesetzes für das Saarland 
(Saarmietengesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt für im Saarland belegene 
Wohnräume, gewerbliche Räume und gewerblich ge- 
nutzte Grundstücke. Ihre Vermietung unterliegt 
vorbehaltlich der §§ 2, 3 den Preisvorschriften. 

§ 2 

Die selbständige Vermietung von Wohnraum, der 
nach dem 31. März 1948 bezugsfertig geworden ist 
oder bezugsfertig wird, unterliegt nicht den Preis- 
vorschriften. 

§ 3 

(1) Die Vermietung von gewerblichen Räumen 
und gewerblich genutzten Grundstücken unterliegt 
nicht den Preis Vorschriften. 

(2) Werden Mieträume vom Mieter teils zu 

Wohnzwecken und teils zu Erwerbszwecken benutzt, j 
so sind sie als gewerbliche Räume anzusehen, wenn 
sie wegen ihres wirtschaftlichen Zusammenhangs zu 
diesen Zwecken vermietet wurden. Dies gilt nicht 
für Wohnräume, die zu Wohnzwecken und Erwerbs- 
zwecken benutzt werden, wenn der Wohnzweck 
überwiegt. ; 

§ 4 

(1) Für preisgebundenen Wohnraum ist die Miete : 
preisrechtlich zulässig, die sich aus der Stichtags- 
miete (§ 5) und den in diesem Gesetz genannten 
Mieterhöhungen und Mietherabsetzungen ergibt. 

(2) Eine Vereinbarung ist insoweit und solange 
unwirksam, als die vereinbarte Miete die preisrecht- : 
lieh zulässige Miete übersteigt; § 3 des Gesetzes ! 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreis- ' 
rechts (Erstes Bundesmietengesetz) vom 27. Juli ; 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 458) bleibt unberührt. 

§ 5 

(1) Stichtagsmiete ist die Miete, die sich aus der , 
letzten vor dem 1. Januar 1959 zustande gekomme- j 
nen Vereinbarung ergibt; dies gilt auch, wenn die I 
Vereinbarung preisrechtlich unzulässig war. Ist die 
vereinbarte Miete bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes durch die Preisbehörde herabgesetzt wor- 
den, so tritt an die Stelle der vereinbarten Miete 
die herabgesetzte Miete. 


(2) Vorschriften und Genehmigungen der Preis- 
behörde, nach denen eine höhere als die in Absatz 1 
bezeichnete Miete preisrechtlich zulässig ist oder 
wird, bleiben unberührt. 

(3) Eine Mark ist einer Deutschen Mark gleich- 
zusetzen. Ist die Miete nicht in Mark, sondern in 
Franken berechnet, so ist sie in der Weise umzu- 
rechnen, daß an die Stelle von 140 Franken eine 
Deutsche Mark tritt. 

§ 6 

(1) Die Preisbehörde hat die nach § 5 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 3 maßgebliche Miete auf Antrag des 
Mieters bis zu der ortsüblichen Grundmiete (§ 10 
Abs. 3) zuzüglich der zulässigen Umlagen und Zu- 
schläge nach dem Stande vom 31. Dezember 1958 
herabzusetzen, wenn die maßgebliche Miete die 
ortsübliche Grundmiete zuzüglich der vorbezeichne- 
ten Umlagen und Zuschläge um mehr als 10 vom 
Hundert übersteigt. 

(2) Der Antrag kann nur innerhalb von 6 Mona- 
j ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt wer- 
den; § 4 des Ersten Bundesmietengesetzes gilt ent- 
sprechend. Satz 1 gilt nicht, wenn die nach § 5 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 maßgebliche Miete die orts- 
übliche Grundmiete zuzüglich der zulässigen Um- 
lagen und Zuschläge nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1958 um mehr als 33V . s vom Hundert über- 
steigt. 

(3) Bei der Ermittlung der in den Absätzen 1, 2 
genannten Vomhundertsätze sind Brennstoffkosten, 
Anfuhrkosten für die Brennstoffe und Kosten der 
Bedienung für Heizungs- und Warmwasserversor- 
gungsanlagen nicht zu berücksichtigen. 

(4) Antragsberechtigt ist auch eine öffentliche 
Stelle, die ganz oder teilweise für die Bezahlung 
der Miete aufkommt. 

§ 7 

(1) Ist die nach § 5 maßgebliche Miete niedriger 
als die ortsübliche Grundmiete zuzüglich der zu- 
lässigen Umlagen und Zuschläge nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1958, so hat die Preisbehörde auf 
Antrag eine Erhöhung um den Unterschiedsbetrag 
zu genehmigen. 

(2) Der Antrag kann nur innerhalb von 6 Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt wer- 
den. Ist die Miete mit Rücksicht auf die Person des 
Mieters so niedrig gebildet worden, so kann der 
Antrag innerhalb von 6 Monaten nach Wegfall der 
Gründe für die Vereinbarung einer geringeren 
Miete gestellt werden. § 4 des Ersten Bundesmie- 
tengesetzes gilt entsprechend. 
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§ 8 

Die sich nach den §§ 5 bis 7 ergebende Miete er- 
höht sich 

1. bei Wohnraum, der vor dem 1. April 1924 be- 
zugsfertig geworden ist, um einen Zuschlag 
von 20 vom Hundert der Grundmiete, 

2. bei Wohnraum, der in der Zeit vom 1. April 
1924 bis zum 31. März 1948 bezugsfertig ge- 
worden ist, um einen Zuschlag von 10 vom 
Hundert der Grundmiete. 

§ 9 

(1) Die Miete nach § 8 erhöht sich urn einen wei- 
teren Zuschlag von 5 vom Hundert der Grundmiete, 
wenn es sich um eine abgeschlossene Wohnung mit 
Anschlußmöglichkeiten für Gas- oder Elektroherd, 
neuzeitlichen und betriebsfähigen sanitären An- 
lagen innerhalb der Wohnung, einschließlich einer 
Badeeinrichtung mit zentralem oder besonderem : 
Warmwasserbereiter, und mit Keller oder entspre- 
chendem Ersatzraum handelt. Das gleiche gilt, wenn 
die Wohnung keine Badeeinrichtung, aber außer 
der übrigen in Satz 1 bezeichneten Ausstattung eine 
betriebsfähige Sammelheizung (Zentral- oder 
Etagenheizung) aufweist. 

(2) Für eine abgeschlossene Wohnung, die außer , 
der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Ausstattung ! 
eine betriebsfähige Sammelheizung (Zentral- oder 
Etagenheizung) aufweist, erhöht sich die Miete nach 

§ 8 um einen weiteren Zuschlag von 10 vom Hun- 
dert der Grundmiete. 

(3) Hat der Mieter die Kosten für die Schaffung 
der Badeeinrichtung oder der Sammelheizung ganz 
oder überwiegend getragen, so bleiben diese Ein- 
richtungen bei der Anwendung der Absätze 1 oder 2 
außer Betracht. 

(4) Ist die Miete nach dem 17. Oktober 1936 
wegen der in den Absätzen 1 oder 2 genannten 
Ausstattungsmerkmale bereits bis zu dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes auf Grund einer Genehmi- 
gung der Preisbehörde erhöht worden oder wird 
sie künftig erhöht, so ermäßigt sich der Mietzu- 
schlag nach den Absätzen 1 oder 2 um den Betrag I 
der von der Preisbehörde genehmigten Mieterhö- j 
hung. 

! 

§ 10 | 

(1) Grundmiete ist die nach den §§ 5 bis 7 sich ! 
ergebende Miete abzüglich folgender in ihr enthal- | 
tener Beträge: 

1. Umlagen für Wasserverbrauch, j 

2. Kosten des Betriebes der zentralen Hei- 

zungs- und Warmwasserversorgungsanla- j 
gen, j 

3. Umlagen für laufende Grundsteuer- und 
Gebührenmehrbelastungen seit dem 
1. April 1945, 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohn- 
raum zu anderen als Wohnzwecken. 


(2) Ist die nach den §§ 5 bis 7 sich ergebende 
Miete in preisrechtlich zulässiger Weise erhöht oder 
herabgesetzt worden oder wird sie künftig in preis- 
rechtlich zulässiger Weise erhöht oder herabgesetzt, 
so tritt an ihre Stelle für die Berechnung der Grund- 
miete die erhöhte oder herabgesetzte Miete. 

(3) Ortsübliche Grundmiete ist die Grundmiete 
für vergleichbaren Wohnraum nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1958. 

§ 11 

§ 12 des Ersten Bundesmietengesetzes gilt für die 
in den §§ 8 und 9 genannten Zuschläge entspre- 
chend, im Falle des § 8 Nr. 1 jedoch nur für die 
Hälfte des Zuschlages. 

§ 12 

Neben der Miete erbrachte einmalige Leistungen 
des Mieters bleiben, soweit es nach den §§ 5 bis 7, 
10 auf die preisrechtlich zulässige Höhe der Miete 
ankommt, außer Betracht. 

§ 13 

Die §§ 4 bis 12 gelten nicht für Untermietverhält- 
nisse und der Untervermietung preisrechtlich gleich- 
stehende Fälle. 

§ 14 

Mietverhältnissen stehen bei Anwendung der 
Vorschriften dieses Artikels Pachtverhältnisse und 
andere ähnliche entgeltliche Nutzungsverhäitnisse 
gleich. 

§ 15 

Die Beschränkung des § 6 gilt nicht für Anträge 
auf Herabsetzung der Miete, die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gestellt worden sind. 


Artikel 2 

1. Die nach Artikel 1 §§ 5, 8 bis 12 im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes preisrechtlich 
zulässige Miete gilt von diesem Zeitpunkt ab 
als vereinbart. 

2. War jedoch die letzte vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vereinbarte Miete niedriger als 
preisrechtlich zulässig, so gilt mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eine Miete als verein- 
bart, die den Umständen nach angemessen 
niedriger als die nach Artikel I §§ 5, 8 bis 12 
preisrechtlich zulässige Miete ist. Die Vorschrif- 
ten des Siebenten Abschnittes des Ersten Bun- 
desmietengesetzes bleiben unberührt. 

Artikel 3 

In das Erste Bundesmietengesetz wird folgende 
Vorschrift als § 45a eingefügt: 

„§ 45a 

Die Vorschriften des Ersten, Dritten, Fünften, 
Siebenten, Achten und Neunten Abschnittes dieses 
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Gesetzes gelten auch im Saarland mit folgender j 
Maßgabe: 

1. § 1 entfällt. 

2. § 2 entfällt. 

3. § 3 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Wird nach dem Inkrafttreten des Saar- 
mietengesetzes für preisgebundenen Wohn- 
raum, der bis zum 31. März 1948 bezugsfertig 
geworden ist, eine höhere als die preisrechtlich 
zulässige Miete vereinbart oder ist eine solche 
Miete zwischen dem 1. Januar 1959 und dem 
Inkrafttreten des Saarmietengesetzes verein- 
bart worden, so gilt die vereinbarte Miete für 
die Dauer des Mietverhältnisses insoweit als 
preisrechtlich genehmigt, als sie die preisrecht- 
lich zulässige Miete um nicht mehr als 33 l /s 
vom Hundert übersteigt." 

4. § 3 Abs. 3 Satz 2 erhält die folgende Fassung: 
„Der Mieter kann die Erklärung nur inner- 
halb eines Jahres seit der Vereinbarung oder, 
wenn die Vereinbarung vor dem Inkrafttreten 
des Saarmietengesetzes getroffen worden ist, 
seit dessen Inkrafttreten abgeben." 

5. § 3 Abs. 5 erhält die folgende Fassung: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Mietverein- 
barungen, die zwischen dem 1. Januar 1959 und 
dem Inkrafttreten des Saarmietengesetzes ge- 
troffen worden sind, nicht anzuwenden, wenn 
die vereinbarte Miete bis zum Inkrafttreten des 
Saarmietengesetzes durch die Preisbehörde 
herabgesetzt worden ist oder wenn der 
Mieter bis zu diesem Zeitpunkt einen Antrag 
auf Herabsetzung gestellt hat." 

6. § 4 erhält die folgende Fassung: 

„§ 4 

Ist der Mieter ohne eigenes Verschulden ge- 
hindert, eine Erklärung nach § 3 abzugeben, so 
läuft die in § 3 bestimmte Frist nicht vor Ab- 
lauf eines Monats seit Behebung des Hinder- ! 
nisses ab; jedoch kann nach Ablauf von zwei 
Jahren seit dem Ende der versäumten Frist die 1 
Erklärung nicht mehr abgegeben werden." 

7. ln § 8 Abs. 1 sind die Worte „auf Grund dieses 
Gesetzes und der sonstigen Preisvorschriften" 
zu streichen und das Datum „20. Juni 1948" 
durch „31. März 1948" zu ersetzen. 

8. § 9 gilt mit folgenden Änderungen: 

a) Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b erhält die fol- 
gende Fassung: 

,,b) im Zeitpunkt der Antragstellung von 
25 vom Hundert der nach Artikel 1 §§ 5 
bis 9 des Saarmietengesetzes sich erge- 
benden Jahresmiete abzüglich der in 
Artikel 1 § 10 Abs. 1 des Saarmieten- 
gesetzes bezeichneten Beträge, hoch- j 
stens aber 4 Deutsche Mark je Quadrat- 
meter Wohnfläche;" 


b) Absatz 2 Nr. 4 erhält die folgende Fassung: 
„4. bei dem Mietausfallwagnis von 2 vom 
Hundert der nach Artikel 1 §§ 5 bis 9 
des Saarmietengesetzes sich ergebenden 
Jahresmiete im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung abzüglich der in Artikel 1 § 10 
Abs. 1 des Saarmietengesetzes bezeich- 
neten Beträge; ein Ansatz des Mietaus- 
fallwagnisses im Vergleichszeitpunkt 
entfällt." 

9. § 13 entfällt. 

10. § 14 erhält die folgende Fassung: 

„§ 14 

Die nach § 3 Abs. 1 als genehmigt geltende 
Miete sowie die Kostenvergleichsmiete, die 
nach § 3 Abs. 3 maßgeblich oder nach § 8 ver- 
einbart oder genehmigt ist, darf nicht nach Ar- 
tikel 1 §§ 8, 9 des Saarmietengesetzes erhöht 
werden." 

11. § 18 Abs. 4 entfällt. 

12. § 21 entfällt. 

13. § 22 entfällt. 

14. § 23 erhält die folgende Fassung: 

„§ 23 

(1) Bei Mietverhältnissen über Wohnraum, 
die nach ihrem Abschluß von den Preisvor- 
schriften ausgenommen worden sind oder aus- 
genommen werden, gelten die §§ 18 bis 20 ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
der preisrechtlich zulässigen Miete eine ange- 
messen erhöhte Miete tritt. 

(2) Der Bundesminister für Wohnungsbau und 
der Bundesminister für Wirtschaft werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften 
darüber zu erlassen, wann im Falle einer Preis- 
freigabe eine Miete als angemessen erhöht im 
Sinne des Absatzes 1 anzusehen ist." 

15. § 24 entfällt. 

16. § 27 entfällt. 

17. § 28 erhält die folgende Fassung: 

„§ 28 

Neben der Miete erbrachte einmalige Lei- 
stungen des Mieters bleiben, soweit es nach 
§ 3 auf die preisrechtlich zulässige Höhe der 
Miete ankommt, außer Betracht." 

18. § 29 gilt mit folgenden Änderungen: 

a) In Absatz 1 Satz 1 entfallen die Worte 
„nach der Verordnung vom 26. November 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 955)". 

b) In Absatz 1 Satz 2 entfallen die Worte 
„ , insbesondere § 28 des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes,". 

c) In Absatz 3 treten jeweils an die Stelle der 
Worte „dieses Gesetzes" die Worte „des 
Saarmietengesetzes" . 

d) Absatz 5 entfällt. 
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19. In § 30 Abs. 2 treten jeweils an die Stelle der 
Worte „dieses Gesetzes" die Worte „des Saar- 
mietengesetzes". 

20. In § 31 Abs. 2 werden die Worte „§ 7 Abs. 1 
Nr. 1 bis 5" ersetzt durch „Artikel 1 § 10 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5 des Saarmietengesetzes". 

21. § 32 erhält die folgende Fassung: 

„§ 32 

Eine Mieterhöhung nach § 8 dieses Gesetzes 
sowie die Mietzuschläge nach Artikel 1 §§ 8, 9 
des Saarmietengesetzes bleiben bei der Berech- 
nung der Miete, die nach § 2 der Verordnung 
über die Förderung von Arbeiterwohnstätten 
vom 1. April 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 437) und 
nach der Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung über die Förderung von Arbeiter- 
wohnstätten vom 18. Januar 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 27) für die Grundsteuerbeihilfe 
maßgebend ist, außer Betracht. Das gleiche gilt 
für Umlagen von Kosten für den Wasserver- 
brauch, für Umlagen für laufende Grundsteuer- 
und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. April 
1945 sowie für Untermietzuschläge." 

22. § 34 erhält die folgende Fassung: 

„§ 34 

Die §§ 3, 4, 8 und 9 gelten nicht für Unter- 
mietverhältnisse und der Untervermietung 
preisrechtlich gleichstehende Fälle." 

23. § 35 entfällt. 

24. § 36 entfällt. 

25. § 37 entfällt. 

26. In § 39 Abs. 1 wird das Datum „31. Dezember 
1949" durch „31. März 1948" ersetzt. 

27. ln § 40 treten jeweils an die Stelle der Worte 
„dieses Gesetzes" die Worte „des Saarmieten- 
gesetzes". 

28. § 42 Abs. 2 entfällt. 

29. § 43 entfällt. 

30. § 44 entfällt. 

31. § 46 entfällt. 

Artikel 4 

1. Die Vorschriften der Verordnung über den Miet- 
preis für den bis zum 31. Dezember 1949 bezugs- 
fertig gewordenen Wohnraum (Altbaumietenver- 
ordnung — AMVO) vom 23. Juli 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 549) und der Verordnung über die 
Errechnung der Kostenvergleichsmiete für preis- 
gebundenen Wohnraum nach dem Ersten Bun- 
desmietengesetz vom 21. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 994) sind zur Durchführung des 
Artikels 1 dieses Gesetzes und des Ersten Bun- 
desmietengesetzes im Saarland anzuwenden, so- 
weit sie diesen Vorschriften nicht widersprechen. 

2. Der Bundesminister für Wirtschaft und der Bun- 
desminister für Wohnungsbau werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die in Nummer 1 genannten 
Verordnungen der durch dieses Gesetz geschaf- 
fenen Rechtslage anzupassen. 


Artikel 5 

Für Mietverhältnisse über Räume und gewerblich 
genutzte Grundstücke, die nach Artikel 1 §§ 2, 3 
nicht den Preisvorschriften unterliegen, gilt das 
Mieterschutzgesetz nicht. 

Artikel 6 

1. Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das 
bisher im Saarland geltende Mietpreisrecht 
außer Kraft, insbesondere werden aufgehoben 

a) die Verfügung Nr. 47 — 172 über Mieten für 
Wohnräume, Räumlichkeiten für Handel und 
Industrie und über Pachtgelder vom 3. De- 
zember 1947 (Amtsblatt des Saarlandes 
Nr. 65 S. 1050), 

b) die Verordnung über die vorläufige Rege- 
lung der Mieten und Pachten vom 28. Januar 
1949 (Amtsblatt des Saarlandes Nr. 19 S. 285), 

c) das Gesetz über eine weitere vorläufige Re- 
gelung der Mieten und Pachten mit Aus- 
nahme der Pachten landwirtschaftlich genutz- 
ter Grundstücke vom 19. Juli 1950 (Amts- 
blatt des Saarlandes Nr. 53 S. 778), 

cl) das Gesetz über eine zweite vorläufige Rege- 
lung der Mieten und Pachten mit Ausnahme 
der Pachten für landwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke vom 11. Juli 1951 (Amtsblatt des 
Saarlandes Nr. 33 S. 903), 

e) das Gesetz über eine dritte vorläufige Rege- 
lung der Mieten und Pachten mit Ausnahme 
der Pachten für landwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke vom 31. Dezember 1951 (Amts- 
blatt des Saarlandes 1952 Nr. 3 S. 45), 

f) das Gesetz über eine vierte vorläufige Rege- 
lung der Mieten und Pachten mit Ausnahme 
der Pachten für landwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke vom 7. November 1952 (Amts- 
blatt des Saarlandes Nr. 56 S. 1083), 

g) das Gesetz Nr. 429 über eine fünfte vorläu- 
fige Regelung der Mieten und Pachten mit 
Ausnahme der Pachten für landwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke vom 7. Juli 1954, 
(Amtsblatt des Saarlandes Nr. 73 S. 890), 

h) das Gesetz Nr. 474 über eine sechste vorläu- 
fige Regelung der Mieten für Wohnräume 
vom 19. Juli 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 
Nr. 102 S. 1226). 

2. Artikel 55 Abs. 5 des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Franzö- 
sischen Republik zur Regelung der Saarfrage 
(Saarvertrag) vom 22. Dezember 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587) bleibt unberührt. 

Artikel 7 

Dieses Gesetz gilt gemäß § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 8 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage in Kraft, der auf 
das nach Artikel 3 des Saarvertrages bestimmte und 

in bekanntgegebene Ende der 

Übergangszeit folgt. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Der von der Regierung des Saarlandes einge- 
setzte Lenkungsausschuß zur Vorbereitung der 
wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes . 
hat im Interesse einer reibungslosen Eingliede- 
rung des Saarlandes angeregt, daß die Verpflich- 
tungen aus bestehenden wiederkehrenden Schuld- 
verhältnissen, bei denen Leistung und Gegen- 
leistung erst nach dem in Artikel 3 des Saarver- ! 
träges bestimmten Ende der Übergangszeit zu j 
erbringen sind, nach Möglichkeit nicht mit Hilfe j 
eines Umrechnungskurses auf Deutsche Mark 
umgerechnet, sondern neu geregelt werden; das 
gilt insbesondere für Löhne und für Mieten von 
Wohnräumen. 

2. Der Entwurf dieses Gesetzes dient der Neurege- 
lung von Mietverhältnissen über Wohnraum im 
Saarland, der bis zum 31. März 1948 bezugsfer- ! 
tig geworden ist. Die Vorschriften des Mietpreis- 
rechts, welche im Bundesgebiet für Wohnraum 
der vorgenannten Art gelten, werden zur Her- ] 
Stellung der Rechtsgleichheit auf das Saarland 1 
erstreckt und den besonderen Verhältnissen des i 
Saarlandes angepaßt. Das bis zum Ende der Über- 
gangszeit geltende Mietpreisrecht des Saarlan- 
des soll mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 1 
aufgehoben werden. 

3. Die Vermietung von Wohnraum, der nach dem 

31. März 1948 durch Neubau, durch Wiederauf- ; 
bau zerstörter oder Wierderherstellung beschä- 
digter Gebäude oder durch Ausbau oder Erwei- 
terung bestehender Gebäude neugeschaffen wor- 
den ist, unterliegt im Saarland nicht mehr der 
Preisbindung, selbst wenn dieser Wohnraum 
durch Einsatz öffentlicher Mittel gefördert wor- 
den ist. Die Einführung neuer Zwangswirtschaft- : 
lieber Bindungen für den neugeschaffenen Wohn- 
raum erscheint im Hinblick auf die von der Bun- 
desregierung angestrebte Überführung der Woh- 
nungswirtschaft in die Marktwirtschaft nicht ge- 
rechtfertigt. I 

4. In dem Entwurf des Saarmietengesetzes wird be- 
wußt auf die Durchsetzung wohnungspolitischer 
Maßnahmen mit dem Ziele einer zusätzlichen | 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Haus- 
besitzes verzichtet, um Härten bei der Wäh- 
rungsumstellung zu vermeiden und die wirt- 
schaftliche Eingliederung des Saarlandes nicht zu ; 
erschweren. Nach den Berichten der zuständigen 
Behörden des Saarlandes ist der Wohnungsmarkt 
im Saarland noch in gleicher Weise unausgegli- j 
chen wie im Bundesgebiet. 

Der Abbau zwangswirtschaftlicher Bestimmun- 
gen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts, des 
Mieterschutzes und der Wohnraumbewirtschaf- 
tung muß dem in Vorbereitung befindlichen Ge- 
setz über den Abbau der Wohnungszwangswirt- 


schaft und über die Schaffung eines sozialen 
Mietrechts Vorbehalten bleiben; neue zwangs wirt- 
schaftliche Bindungen sollen jedoch nicht einge- 
führt werden. 

5. Bei der Neuregelung der Mieten für Wohnraum, 
der bis zum 31. März 1948 bezugsfertig gewor- 
den ist, wird davon ausgegangen, daß im Saar- 
land vor der Einführung des französischen Fran- 
ken am 20. November 1947 auf dem Gebiete des 
Mietpreisrechts eine vollständige Rechtsgleich- 
heit bestand. Auch im Saarland galt seit dem 
17. Oktober 1936 das Verbot von Preiserhöhun- 
gen. Wenn auch die Mieten für Wohnraum, der 
bereits vor dem 1. Juli 1918 errichtet worden ist, 
bis zum Jahre 1936 etwas hinter der allgemei- 
nen Mietpreisentwicklung im übrigen Reichsge- 
biet zurückgeblieben waren, wirkten seit dem 
Preisstopp-Stichtag auf die Mieten im Saarland 
die gleichen Faktoren ein wie im übrigen Reichs- 
gebiet. Es erscheint daher folgerichtig, die Neu- 
regelung auf dem Mietenniveau des Jahres 1947 
aufzubauen und dem saarländischen Hausbesitz 
die gleichen Mieterhöhungsmöglichkeiten zuzu- 
gestehen wie im übrigen Bundesgebiet. 

Nach den im Saarland geltenden gesetzlichen 
Regelungen für Mieten und Pachten liegt jedem 
Mietverhältnis über Wohnraum eine Grundmiete 
des Jahres 1947 in Mark zugrunde, welche bis- 
her mit der Zahl 140 vervielfacht wurde und die 
Miete in Franken ergab. Weil davon ausgegan- 
gen werden kann, daß die Grundmiete des Jah- 
res 1947 in der Regel nicht ohne Genehmigung 
der Preisbehörde verändert worden ist, soll im 
Interesse einer Vereinfachung des Mietpreis- 
rechts nicht auf einen so weiten Zeitpunkt zu- 
rückgegangen werden, sondern der Neuregelung 
die letzte vor dem 1. Januar 1959 zustande ge- 
gekommene Vereinbarung zugrundegelegt wer- 
den. Die Wahl eines gegenwartsnahen Stichtages 
entspricht auch der in § 1 des Ersten Bundes- 
mietengesetzes für den Wohnraum im übrigen 
Bundesgebiet getroffenen Regelung. 

Die Mieten des Jahres 1947 werden von Mark 
in Deutsche Mark umgestellt. Außerdem wird 
die Mietentwicklung des übrigen Bundesgebietes 
nachgeholt. 

Im Jahre 1952 ist durch die Verordnung PR 
Nr. 72 52 über einen allgemeinen Mietzuschlag 
bei Wohnraum des Althausbesitzes vom 27. Sep- 
tember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 648) für Wohn- 
raum, der vor dem 1. April 1924 bezugsfertig 
geworden ist, eine Mieterhöhung um 10 vom 
Hundert zugelassen worden. 

Die Mieten für bis zur Währungsreform im Jahre 
1948 bezugsfertig gewordenen Wohnraum sind 
weiter durch das Gesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Mietpreisrechts (Erstes Bundes- 
mietengesetz) vom 27. Juli 1955 (Bundesgesetz- 
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blatt I S. 458) je nach dem Ausstattungsgrad der 
Wohnungen um 10, 15 oder 20 vom Hundert 
erhöht worden. Die gleiche Regelung soll auch 
für die Mietverhältnisse im Saarland getroffen 
werden. Nach den §§ 8 und 9 dieses Entwurfs 
entwickeln sich die Mieten wie folgt: 

Zwischen- 

kriegs- 

bauten 

Altbauten (1. 4. 1924 



(bis 

bis 

31. 

3. 1924) 

31.3. 1948) 

Miete 1947 

100 

100 

Miete nach dem Saarmieten- 



gesetz 



einfache Wohnungen 

120 

110 

Wohnungen mit Bad 

125 

115 

Wohnungen mit Bad und 



Zentralheizung 

130 

120 

Würden die gegenwärtigen 

Mieten 

in Franken 


zum amtlichen Kurs umgestellt, so würde sich 
nach dem Ende der Übergangszeit sowohl bei 
den Altbauten als auch bei den Zwischenkriegs- 
bauten ein Mietenniveau von 119,1 vom Hun- 
dert der Mieten des Jahres 1947 ergeben. 

II. Besonderer Teil 

1. Zu Artikel 1 

a) ln den §§ 1 bis 3 wird der Geltungsbereich des 
Gesetzes in räumlicher und sachlicher Hinsicht 
dargesteilt. 

b) In den §§ 4 bis 7 wird die neue Stichtagsmiete 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1958 mit 
ihren Veränderungsmöglichkeiten behandelt. So- 
fern die Miete am Stichtag aus besonderen Grün- 
den überhöht oder zu niedrig war, kann auf An- 
trag der Vertragsparteien im Einzelfall eine Miet- 
herabsetzung oder eine Genehmigung zur Miet- 
erhöhung durch die Preisbehörde erwirkt wer- 
den. Die getroffene Regelung ist in den §§ 1, 2 
und 43 des Ersten Bundesmietengesetzes nachge- 
bildet worden. 

c) Die Mieterhöhungen nach den §§ 8, 9 des Ent- 
wurfs entsprechen den Zuschlägen in den §§ 5, 
6 des Ersten Bundesmietengesetzes, jedoch ist 
die Mieterhöhung aus dem Jahre 1952 für Wohn- 


raum des Althausbesitzes mit der Mieterhöhung 
des § 5 Erstes Bundesmietengesetz zu einem Er- 
höhungsbetrag zusammengefaßt worden (§ 8 
Nr. 1). § 10 entspricht § 7 des Ersten Bundes- 
mietengesetzes und legt die Berechnungsgrund- 
lage für die allgemeinen Mietzuschläge nach den 
§§ 8, 9 fest. 

d) Die §§ 11 bis 15 sind den §§ 12, 28, 33, 34 und 44 
des Ersten Bundesmietengesetzes nachgebildet. 

2. Zu Artikel 2 

Abweichend von der Regelung des § 18 BMG soll 
der Vermieter die nach den §§ 5, 8 bis 12 erhöhte 
Miete nicht erst durch eine schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Mieter durchsetzen. Die erhöhte 
Miete soll vielmehr mit dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes als vereinbart gelten. 

3. Zu Artikel 3 

Die Anwendung des Ersten Bundesmietengesetzes 
im Saarland macht eine Sonderregelung mit Rück- 
sicht auf die bisher abweichende Regelung des 
Preisrechts im Saarland erforderlich. 

4. Zu Artikel 4 

Die auf Grund des Ersten Bundesmietengesetzes er- 
lassene Altbaumietenverordnung und Kostenver- 
gleichsmietenverordnung werden auf das Saarland 
erstreckt, soweit sie den Vorschriften dieses Ge- 
setzes nicht widersprechen. Der Bundesminister für 
Wirtschaft und der Bundesminister für Wohnungs- 
bau werden ermächtigt, die vorgenannten Rechts- 
verordnungen unter Berücksichtigung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates zu ändern. 

5. Zu Artikel 5 

Artikel 5 dient der Rechtsklarheit. Der Mieter- 
schutz für die in Artikel 1 §§ 2, 3 genannten Räume 
und gewerblich genutzten Grundstücke war schon 
bisher nach den in Artikel 6 unter Nummer 1 auf- 
geführten Gesetzen nicht mehr anzuwenden. 

6. Zu Artikel 7 

Artikel 7 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

7. Zu Artikel 8 

Das Saarmietengesetz soll mit dem Tage in Kraft 
treten, der auf das Ende der Übergangszeit folgt. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Saarlandes 


1. In Artikel 1 § 5 Abs. 1 tritt an Stelle des Termins 
„1. Januar 1959" der „15. Mai 1959". 

2. Artikel 1 § 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ist die Miete nicht in Mark, sondern in 
Franken berechnet, so ist sie in der Weise um- 
zurechnen, daß an Stelle von 165 Franken eine 
Mark tritt." 

3. Artikel 1 § 8 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die sich nach den §§ 5 bis 7 bei Anwen- 
dung des saarländischen Gesetzes Nr. . . . über 
eine siebente vorläufige Regelung der Mieten 
für Wohnräume vom . . . (Amtsblatt des Saar- 
landes S. . . .) ergebende Miete wird zum amt- 
lichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag in 
deutsche Mark umgerechnet. 

(2) Eingliederungstag ist der erste Tag nach 
dem Ende der Übergangszeit." 

Begründung zu 1. bis 3. 

Der Landtag des Saarlandes hat inzwischen das 
Gesetz über eine siebente vorläufige Regelung 
der Mieten für Wohnräume verabschiedet, das 
die Mieten im Saarland an die seit den letzten 
Frankenabwertungen eingetretenen erheblichen 
Veränderungen des Preisgefüges anpaßt. Die 
nunmehr festgelegten Mieten für preisgebunde- 
nen Wohnraum haben damit, umgerechnet zum 
derzeitigen amtlichen Umrechnungskurs, das 
Mietpreisniveau im übrigen Bundesgebiet in 
etwa erreicht. Der Entwurf in seiner vorliegen- 
den Fassung trägt dieser Entwicklung nicht Rech- 
nung, da er von den im Jahre 1955 festgelegten 


Mietpreisen ausgeht. Die vorgeschlagenen Än- 
derungen sind daher erforderlich, um den Ent- 
wurf den gegenwärtigen Verhältnissen anzu- 
passen. 

Die bisher in § 8 vorgesehene Unterscheidung 
in Altbauten und Zwischenkriegsbauten ist auf 
die saarländischen Verhältnisse nicht übertrag- 
bar und deshalb in der neuen Fassung wegge- 
fallen. 

4. In Artikel 1 § 9 Abs. 1 Satz 1 sowie Abs. 2 
wird das Wort „weiteren" vor dem Wort „Zu- 
schlag" gestrichen. 

5. Artikel 1 § 11 erhält folgende Fassung: 

„§ 11 

§ 12 des Ersten Bundesmietengesetzes gilt für 
die in § 9 genannten Zuschläge entsprechend." 

6. In Artikel 3 Nr. 21 wird „Artikel 1 §§ 8, 9" er- 
setzt durch „Artikel 1 § 9". 

7. Artikel 6 Nr. 1 erhält folgenden neuen Buch- 
staben i: 

,,i) das Gesetz Nr. . . . über eine siebente vor- 
läufige Regelung der Mieten für Wohnräume 
vom . . . (Amtsblatt des Saarlandes Nr. . . . 
S. ...)" 

Begründung zu 4. bis 7. 

Anpassung des Gesetzes an die neue Fassung 
der §§ 5 und 8. 
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